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THEMA ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 

rung der Sonntagsruhe als Schutzauftrag
des Gesetzgebers dort garantiert ist. Dass
es zu einer solchen Änderung in absehbarer
Zeit kommt, ist eher unwahrscheinlich.
Ende 2016 kam es daher zu einem ersten
Gespräch zwischen dem NRW-Wirtschafts-
ministerium und den kommunalen Spit-
zenverbänden. Dabei wurde diskutiert, wie
es den Städten und Gemeinden auf Grund-
lage der derzeitigen rechtlichen Rahmen-
bedingungen einfacher gemacht werden
kann, rechtskonforme Rechtsverordnun-
gen zu schaffen. 
Am 9. Februar 2017 findet im NRW-Wirt-
schaftsministerium ein Runder Tisch mit al-
len beteiligten Interessengruppen - Ge-
werkschaften, Handel, Kirchen, kommuna-
le Spitzenverbände - statt, um gemeinsam
Handlungsempfehlungen für die Kommu-
nen zu erarbeiteten, damit diese Progno-
seentscheidungen einfacher und sicherer
treffen können. Sobald sich erste Ergeb-
nisse herauskristallisiert haben, wird der
Städte- und Gemeindebund NRW seine
Mitgliedskommunen darüber informieren.

Tipps für die Praxis Bis entsprechende
Hilfestellungen auf Landesebene entwi-
ckelt sind, liegt es an den Städten und Ge-
meinden vor Ort, in eigener Regie mög-
lichst rechtssichere Rechtsverordnungen zu
entwickeln. Dabei sollten in den jeweiligen
Ratsvorlagen für die Rechtsverordnung
Punkte gebündelt werden, die dafür spre-
chen, dass bei einem bestimmten Fest - un-
abhängig vom verkaufsoffenen Sonntag -
mit vielen Besucherinnen und Besuchern
zu rechnen ist. 
Bislang sind die Rechtsverordnungen in der
Regel vor Gericht gescheitert, weil sie keine
Prognoseentscheidungen enthielten. Es ist
aber nicht zu erwarten, dass die Gerichte 
die kommunalen Prognoseentscheidungen
stets beanstanden werden. Vielmehr ste-
hen den Kommunen nach Ansicht des Ver-
waltungsgerichts Münster diverse Mög-
lichkeiten zur Verfügung, eine geeignete
Prognose zu treffen.17

Ebenso kann es durchaus hilfreich sein,
wenn die Kommunen vor dem Erlass neuer
Rechtsverordnungen zunächst alle Beteilig-
ten - Gewerkschaften, Kirchen, Handel - an
einem Runden Tisch zusammenbringen.
Auf diesem Wege kann vor Ort gemeinsam
entschieden werden, welche Sonntagsöff-
nung sinnvoll erscheint, sodass es am Ende
nicht mehr zu Klagen kommt. b

17 So auch die umfassenden Ausführungen des VG Müns-
ter, Beschl. v. 28.07.2016 – 9 L 1099/16, Rn. 24 ff.

STÄDTE- UND GEMEINDERAT: Kriege, Krisen,
Konflikte - welche Perspektive eröffnet sich
den Städten und Gemeinden im  Jahr 2017?

Dr. Bernd Jürgen Schneider: Die Anzahl der
Kriege, Krisen und Konflikte wird nicht kleiner,
eher größer. Mit der Wahl von Donald Trump
zum amerikanischen Präsidenten wird die
Welt auch nicht einfacher oder kalkulierbarer.
Die Kommunen stehen vor der Aufgabe der
Integration von 900.000 Flüchtlingen in
Deutschland. Das ist eine Mammutaufgabe.
Die können wir nur schaffen, wenn sich Bund
und Länder adäquat an der Finanzierung be-
teiligen und wir die Akzeptanz des Asylrechts
bei der Bevölkerung erhalten. 

2017 ist geprägt von der NRW-Landtags-
wahl und der Bundestagswahl. Bekommen
wir kommunalfreundliche Regierungen?

Ich bin seit knapp 25 Jahren beim Verband,
und ich habe schon viele Regierungen erlebt.
Jede Regierung ist tendenziell geneigt, wenn
es zum Konflikt kommt, die eigenen finan-
ziellen Belange stärker zu gewichten als die
Kommunalinteressen. Das war bei Minister-
präsident Jürgen Rüttgers so, und das ist heu-
te bei MP Hannelore Kraft nicht anders. Wir
müssen daher immer darum kämpfen, dass
das Konnexitätsprinzip eingehalten wird und
wir für die Aufgaben, die das Land überträgt,
auch die notwendigen Mittel bekommen. 

Immer mehr Flüchtlinge erhalten eine 
Bleibeperspektive in NRW. Wie sind die
Kommunen für die Aufgabe der Integration
gerüstet?

Integration ist eine Herkulesaufgabe. Wir
müssen dies schaffen. Denn wenn wir es

nicht schaffen, wird die Gesellschaft in we-
nigen Jahren anders aussehen. Die Bürger
und Bürgerinnen sind bereit zu helfen.
Denn schließlich sind vorwiegend sie es, die
integrieren. Wir brauchen viele ehrenamt-
liche Kümmerinnen. Entscheidend ist aber,
dass wir nicht beides zugleich können:
Flüchtlinge betreuen und versorgen, die
keine Bleibeperspektive haben, und gleich-
zeitig die Menschen integrieren, die einen
positiven Asylbescheid bekommen haben.
Also muss das Land diejenigen, die keinen
Asylgrund haben, in den eigenen Einrich-
tungen betreuen und von dort aus zentral
zurückführen. Darüber hinaus muss der
Bund eine ergänzende Zuständigkeit zur
Abschiebung bekommen. 

Um die Finanzierung der 
Flüchtlingsbetreuung und Integration 
ist hart gerungen worden. 
Wie stellt sich die Situation heute dar?

Wir leben in einer Phase, in der das Land ver-
sucht, möglichst wenig Mittel bereitzustel-
len. Die Kommunen versuchen dagegen,
möglichst viele Mittel zu bekommen. Dieser
Streit wird noch andauern, weil wir derzeit
nicht wissen, was die Flüchtlingsbetreuung
die Kommunen tatsächlich kostet. Deshalb
wurde mit dem Land vereinbart, dass wir die
Ist-Kosten zunächst einmal feststellen und
darauf aufbauend ab dem 01.01.2018 eine fai-
re Kostenpauschale vereinbaren. Bei der Kos-
tenerhebung gibt es zurzeit einige Schwie-
rigkeiten. Denn so oder so wird es das Land
viel Geld kosten. Und das ist angesichts der
herannahenden Schuldenbremse nicht im-
mer leicht bereitzustellen.

Dr. Bernd Jürgen 
Schneider ist 

Hauptgeschäfts-
führer des Städte- 
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bundes NRW

Über die Perspektiven der NRW-Kommunen im „Superwahljahr“
2017 sprach STÄDTE- UND GEMEINDERAT mit dem 
StGB NRW-Hauptgeschäftsführer Dr. Bernd Jürgen Schneider
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Wird der Bund seiner Verantwortung gerecht? 

In Teilbereichen ja, in anderen Bereichen nicht.
Nach unserer Auffassung umfasst Integration
vor allem das Erlernen der Sprache, Bildung -
also Kindergartenbetreuung und Schule - und
Berufsqualifikation. Im Bereich Bildung muss
sich der Bund noch mehr engagieren und sich
an den Kosten dauerhaft beteiligen. Es ist
wichtig, dass die Flüchtlingskinder möglichst
früh in die Kitas kommen, damit sie dort spie-
lerisch Deutsch lernen und sich integrieren
können. Der Bund muss auch mehr tun für die
Versorgung mit Wohnungen. Denn Flüchtlin-
ge müssen, damit sie integriert werden kön-
nen, dezentral in Wohnungen untergebracht
werden, und zwar in allen Siedlungsbereichen
einer Stadt oder Gemeinde. 

Der Bund-Länder-Finanzausgleich ist auf 
eine neue Grundlage gestellt worden - 
verlieren oder gewinnen die Kommunen? 

Das Land NRW erhält aufgrund der Neurege-
lung rund 1,4 Mrd. Euro mehr pro Jahr. Wir ge-
hen davon aus, dass die Kommunen an diesen
Mehreinnahmen partizipieren, indem das Land
Bildung und Kinderbetreuung nun stärker un-
terstützen kann. Insofern bin ich optimistisch,
dass wir von dem größeren Kuchenstück des
Landes auch etwas abbekommen. 

Stärkungspakt Stadtfinanzen trotz guter
Konjunktur - wann schaffen wir die 
Sanierung der kommunalen Haushalte?

Dazu kann ich keine Prognose geben. Denn
keiner weiß, wie hoch die Kosten für die Inte-
gration der vielen Flüchtlinge sein werden.
Daher muss das Land eine Anschlussregelung
treffen für die Zeit, wenn der jetzige Stär-
kungspakt Stadtfinanzen ausläuft. Und es ist
nicht akzeptabel, dass mittlerweile 43 Prozent
der Stärkungspaktmittel von der kommuna-
len Familie selbst getragen werden. Unter
dem Strich brauchen wir einen Stärkungspakt
Nordrhein-Westfalen. Der Bund muss über ei-
ne bestimmte Zeit einige Milliarden Euro an
zusätzlichen Mitteln bereitstellen, damit die
Kommunen in NRW wieder dauerhaft auf die
Beine kommen. 

Abwanderung von Handel und Gewerbe in
die Zentren - wie kann das Ausbluten 
des ländlichen Raums verhindert werden?

Entscheidend ist, dass wir die Datenauto-
bahnen schnell ausbauen, und zwar mit 
Glasfaserleitungen. Mittlerweile sind viele
Kommunen dabei, mit großen Firmen eigene
Glasfaserkonzepte zu realisieren. Genauso
wichtig ist, dass der normale Verkehr - sprich:

der ÖPNV - viel besser funktioniert. Dieser
muss mit einer dichten Taktfrequenz die Mög-
lichkeit schaffen, dass auch ältere Menschen
in ländlichen Regionen leben können. Dann
wären sie nicht gezwungen, in die Städte ab-
zuwandern, um weiter am gesellschaftlichen
Leben teilzunehmen. Und der Handel wäre
nicht gezwungen, sich mangels Nachfrage aus
dem ländlichen Raum zurückzuziehen. 

Es fehlen zigtausend Wohnungen - macht
der forcierte Siedlungsbau die Natur kaputt?

Das Thema ist akut, weil wir aufgrund der
Flüchtlingszahlen gezwungen sind, für immer
mehr Menschen - vor allem in Ballungsgebie-
ten - Wohnungen zu bauen. Dazu kommen
bekanntlich noch Rentner/innen, Hartz IV-
Empfänger/innen und Studierende. Darüber
hinaus steigt der Bedarf an Wohnraum pro
Person aufgrund veränderter Lebensgewohn-
heiten. Daher müssen wir permanent abwä-
gen zwischen dem Bedarf an Wohnraum und
dem Bedarf an freier Natur. 

Verkehrslärm und Schadstoffe nehmen
überhand - Was können Kommunen für
Luftreinhaltung und ein lebenswertes 
Umfeld tun?

Die Stausituation, die sich von Tag zu Tag
verschlimmert, zwingt die Kommunen zu ra-
dikalen Maßnahmen - etwa bestimmte
Stadtteile für den Durchgangsverkehr zu
sperren. Das gilt vor allem für die Zentren der
Großstädte. Hineinfahren dürften dann nur
noch Fahrzeuge mit Elektroantrieb. Dafür
müsste auch die Lade-Infrastruktur ausge-
baut werden, und es bräuchte privilegierte
Fahrspuren und Parkplätze für Elektroautos.
Nur dann entstünde ein Anreiz, solche Autos
zu kaufen. Damit würde auch das Problem
der Luftreinhaltung gelöst. Wenn die Staus
und damit die Schadstoffe immer mehr zu-
nehmen, werden auch die Menschen bereit
sein, ihre Mobilität umzustellen. Das setzt
wiederum einen gut funktionierenden ÖPNV
mit dichter Taktfrequenz voraus. 

Die Schulen platzen aus allen Nähten - 
ist für den Ausbau genügend Geld und 
Planungskapazität da?

Derzeit noch nicht. Bis vor wenigen Monaten
dachten wir, dass wir den Schrumpfungspro-
zess gut organisiert hätten. Aber jetzt müs-
sen wir den Schalter von Schrumpfung auf
Wachstum umlegen. Wir müssen für Kinder-
betreuung und Schule massiv neu bauen. Bei
der Kinderbetreuung fehlen tausende Plätze
und etwa 15.000 Erziehungskräfte. Dieser
Bereich ist mit einer Milliarde Euro unter-

finanziert. Ähnlich sieht es bei den Schulen
aus. Wir hatten hier allein 2016 rund 50.000
Flüchtlingskinder zusätzlich zu unterrichten.
Auch die schulische Inklusion und eine mög-
liche Rückkehr zum Abitur nach neun Schul-
jahren erzeugen zusätzlichen Raumbedarf.
Dazu kommt die Digitalisierung der Bildung,
die ebenfalls große Investitionen in den
Schulen erfordert. Insofern sind wir dankbar,
dass das Land ein 2-Mrd.-Euro-Programm
aufgelegt hat für die Schulen. Gleichwohl
brauchen wir auf Jahre hinaus erheblich
mehr Mittel für die Bildung.

Personalnot in den Verwaltungen - wie 
bekommt man qualifizierte Fachkräfte in
die Rathäuser?

Der demografische Wandel macht sich auch
in den Kommunalverwaltungen bemerkbar.
Wir haben massive Probleme vor allem bei
der Personalgewinnung im technischen Be-
reich. Da lockt eben die Privatwirtschaft mit
wesentlich attraktiveren Gehältern. Wir for-
dern seit langem eine eigene Besoldungsta-
belle für kommunale Beamte und Beamtin-
nen. Dann könnten die Städte und Gemein-
den ihren Möglichkeiten entsprechend leis-
tungsbezogene Gehälter bezahlen. Ob das so
kommt, muss man abwarten - bis eine neue
Landesregierung im Amt ist. 

Beschimpfungen und tätliche Angriffe 
gegen Amtsträger/innen und 
Verwaltungsmitarbeiter/innen - wie 
können diese geschützt werden?

Es gibt keinen Rundumschutz. Aber Politi-
ker/innen auf Bundes- und Landesebene
müssen Vorbild sein und vorleben, was es
heißt, Respekt vor anderen Menschen zu ha-
ben. Demnach müssen wir im Strafgesetz-
buch einen Tatbestand schaffen, der solche
Angriffe unter Strafe stellt. Wir müssen in
einem zweiten Schritt die Justiz so ausstat-
ten, dass sie solche Vergehen rasch aburtei-
len kann. Nur so entsteht der erhoffte Ab-
schreckungseffekt. Auch wir im kommuna-
len Bereich sind alle gefordert, respektvoll
miteinander umzugehen und unserer Vor-
bildfunktion gerecht zu werden. 

Finden sich angesichts von neuer Sperr-
klausel, immer mehr Bürgerbeteiligung und
allgemeinem Sparzwang noch genügend
Bewerber/innen um ein Ratsmandat?

Immer mehr Parteien haben Probleme, ge-
nügend Interessierte für die Ratsarbeit zu
finden, und dann auch noch einen echten
Querschnitt aus der Bevölkerung. Eine Per-
son, die voll im Berufsleben steht, hat kaum
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ahezu jede Stadt oder Gemeinde in
Nordrhein-Westfalen und jeder Land-

kreis praktizieren bereits interkommunale Zu-
sammenarbeit. Dies spart Ressourcen, macht
Fachwissen breiter zugänglich und eröffnet
manchen kleinen Kommunen überhaupt erst
den Zugang zu speziellen Dienstleistungen.
Die Erfahrungen, die dabei gewonnen werden,
sollen künftig leichter auszutauschen sein. Da-
zu haben die drei kommunalen Spitzenver-
bände NRW - der Städte- und Gemeindebund
(StGB) NRW, der Städtetag NRW sowie der
Landkreistag NRW - ein Online-Portal entwi-
ckelt. In einer Feierstunde wurde die interakti-
ve Datenbank am 14. Dezember 2016 in Düs-
seldorf freigeschaltet. 
Unter der Adresse https://interkommunales.
nrw können nun konkrete Anwendungsfälle
interkommunaler Zusammenarbeit in NRW
aufgerufen werden. Dabei sind die dokumen-
tierten Projekte nach Kommune und Sachge-

biet recherchierbar. Nicht nur Anlass, Ziel und
Stand der Umsetzung sind aufgeführt, son-
dern es werden auch Ansprechpersonen ge-
nannt. 
Eine Sammlung von Gesetzen, einschlägigen
Gerichtsentscheidungen, Musterverträgen
und Satzungsmustern rundet das Angebot ab.
Solchen Kommunen, die sich - insbesondere
für Aufgaben im Back-Office - auch einen wei-
ter entfernt liegenden Partner vorstellen kön-
nen, hilft das Portal bei der Suche. 

Mittel aus GFG Für das Portal stellt das Land
rund 525.000 Euro aus dem Gemeindefinan-
zierungsgesetz zur Verfügung. Entwickelt
wurde die Internet-Struktur von der Kommu-
nal Agentur NRW GmbH, einer Tochtergesell-
schaft des StGB NRW. Dort wird die Datenbank
auch gehostet und inhaltlich gepflegt. Kom-
munen, die ihre Projekte interkommunaler Zu-
sammenarbeit über das Portal vorstellen wol-

Das Online-Portal Interkommunales.NRW der kommunalen 

Spitzenverbände NRW bietet Städten und Gemeinden seit Mitte 

Dezember 2016 einen Überblick über Kooperationsprojekte

Internet-Plattform für 
interkommunale Zusammenarbeit

N

noch Zeit, sich den immer schwieriger wer-
denden Aufgaben eines Ratsmandats zu
widmen. Es wird immer komplizierter durch
die Gesetze von EU, Bund und Land, aber
auch durch die kommunalen Unterneh-
men, die gesteuert werden müssen. Dazu
werden Bürger und Bürgerinnen immer an-
spruchsvoller. Hinzu kommt der Spar-
zwang, der schwierige Abwägungen nach
sich zieht. Vielleicht liegt eine Lösung darin,
dass sich der Rat auf die wirklich wichtigen
Punkte konzentriert und nicht über jeden
Euro diskutiert. Im Gegenzug bekäme die
Verwaltung mehr Spielraum für eigenver-
antwortliches Wirtschaften. 

Wie kann das langsame E-Government mit
der schnellen Digitalisierung der 
Gesellschaft in Einklang gebracht werden?

Das Internet und die Mobilgeräte werden
unser Leben immer stärker bestimmen. Alles
Mögliche wird heute mit dem Smartphone
erledigt - von der Steuerung der Haustechnik
über Einkäufe bis zur Reiseplanung. Ebenso
entwickeln die Bürger und Bürgerinnen an-
dere Ansprüche, was die Verwaltung angeht.
Die Verwaltung muss dazu übergehen, via
Internet mit den Bürgern zu kommunizieren.
Damit das schneller vorankommt und die
Kluft zwischen privater und öffentlicher In-
ternetnutzung nicht größer wird, müssen
wir unsere Vorstellung von Datenschutz an
die moderne Entwicklung anpassen.

Bieten die Städte und Gemeinden ihren 
Bürgern und Bürgerinnen weiterhin ein 
Gefühl von Sicherheit und Heimat?

Der Drang nach Heimat, nach Überschaubar-
keit wächst in dem Maße, in dem die Globa-
lisierung fortschreitet und unser Leben kom-
plizierter wird. In diesen Trend passt auch,
dass immer mehr Leistungen der kommuna-
len Daseinsvorsorge wie Energie oder Ab-
wasser zurückgeholt werden in den Kreis der
Kommune. Dann kann man stärker Einfluss
nehmen, in welcher Qualität etwas erledigt
wird. Darüber hinaus wollen die Bürger und
Bürgerinnen ein Gefühl der Sicherheit. Dieses
Bedürfnis ist vor allem durch die Präsenz von
Polizei und kommunalem Ordnungsdienst
zu befriedigen. Bei uns ist die Polizei ‚Freund
und Helfer‘, nicht ‚Feind‘ wie in manch ande-
ren Staaten. Wenn wir hier mehr Personal
einstellen, ist das gut investiertes Geld. Poli-
zei und Ordnungskräfte müssen aber auch
angemessen bezahlt werden und haben An-
spruch auf unser aller Wertschätzung. b

Das Gespräch führte Martin Lehrer

gemeinsam 
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